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Editorial

<

um es gleich vorwegzuneh-
men: Auf den öffentlichen 
Dienst in Baden-Württemberg 
kommen harte Zeiten zu. Dies 
zeigt auch der neue Umgang 
der Regierungsparteien mit 
dem BBW. Statt wie bisher 
konstruktive Gespräche mit 
uns zu führen, werden nun  
bereits getroffene Entschei-
dungen mitgeteilt – ohne 
Vorwarnung, ohne die höchst-
richterliche Rechtsprechung 
ausreichend zu berücksichti-
gen und ohne auf den von Jahr 
zu Jahr stärker werdenden Ar-
beitskräftemangel in den Be-
hörden zu achten. Dieses neue 
Vorgehen enttäuscht. An unse-
rer grundsätzlichen Gesprächs-
bereitschaft ändert dies jedoch 
nichts. 

Innerhalb von nur zwei Mona-
ten werden gerade – ohne Not 
– rote Linien überschritten, in-
dem man die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) in einer Weise 
dehnt und auslegt, die wir kei-
nesfalls mitgehen können und 
werden. Anscheinend kann 
man die grün-schwarze Lan-
desregierung nur durch Ge-
richtsentscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts dazu 
bewegen, Fehler einzugeste-
hen und zu korrigieren.

Was ist passiert? Bereits im 
letzten Editorial habe ich die 
Rolle rückwärts der Landesre-
gierung bei der Übertragung 
des Tarifergebnisses auf den 
Beamten- und Versorgungs
bereich in Form der Sockel-
übertragung kritisiert. Die Re-
gierungsfraktionen negieren 
die Expertise des Finanzminis-
teriums und nehmen wissent-
lich eine Abschmelzung der 
Abstände zwischen den Besol-
dungsgruppen in Kauf, die man 
nach höchstrichterlicher Recht-
sprechung zu vermeiden hat. 
Auf das Einsparpotenzial als 
einzigen Grund habe ich be-

reits im letzten Editorial hinge-
wiesen. Begründet wird die 
Sockelübertragung in einer 
Presseerklärung damit, dass 
der Sockelbetrag insbesondere 
den unteren Besoldungsgrup-
pen überproportional zugute-
komme: „In den unteren Besol-
dungsgruppen finden wir die 
stillen Helden des öffentlichen 
Dienstes – zum Beispiel unsere 
Tausenden Polizistinnen und 
Polizisten, unsere Justizvoll-
zugsbeamten oder einfach die, 
die den Laden mit unermüdli-
chem Fleiß und hohem Einsatz 
am Laufen halten.“ Ich empfin-
de solche Aussagen als frust-
rierend und ernüchternd, wenn 
unsere Landesregierung an-
scheinend noch nicht erkannt 
hat, dass im öffentlichen 
Dienst alle Laufbahngruppen 
– im mittleren, gehobenen und 
höheren Dienst – und selbst-
verständlich auch die Tarif
beschäftigten den Laden am 
Laufen halten.

Eine Differenzierung oder gar 
Spaltung schadet dem gesam-
ten öffentlichen Dienst und wir 
als BBW reichen dazu keine 
Hand. Die Besoldung nach 
Funktion und Amt muss auch 
weiterhin ausschlaggebend 
sein und abgesehen von Ein-
malzahlungen aufgrund der 
einmalig und ungewöhnlich 
hohen Inflation (dafür gab es 
bekanntlich die für alle Besol-
dungsgruppen gleich hohe 
Inflationsausgleichsprämie) 
müssen Besoldungserhöhun-
gen für sämtliche Besoldungs-
gruppen in gleicher relativer 
Höhe linear übertragen wer-
den, was nun zum 1. Novem-
ber 2024 ignoriert werden soll.

Die rote Linie soll hier aber 
endgültig überschritten wer-
den mit der Einführung eines 
sogenannten anrechenbaren 
Partnereinkommens. Ebenfalls 
ohne Vorwarnung und wieder 
ausschließlich, um am öffent

lichen Dienst beziehungsweise 
an den Beamtinnen und Beam-
ten zu sparen. In keiner der 
maßgebenden BVerfG-Ent-
scheidungen zur Besoldung 
aus den Jahren 2015, 2017 oder 
2020 fordert oder weist unser 
höchstes Gericht konkret dar-
auf hin, dass ein Gehalt des 
Ehegatten oder Partners an
gerechnet werden sollte. 
Deshalb gibt es auch keinen 
Hinweis zur Höhe der Anrech-
nung. 

Unsere Landesregierung will 
ab 2024 plötzlich 6 000 Euro 
Nettoeinkommen pro Jahr an-
setzen, außer der/die Betroffe-
ne macht über einen Antrag 
geltend, dass dies nicht der Fall 
ist. Warum gerade 6 000 Euro/
Jahr? Erst einmal, weil dieser 
Betrag ausreicht, damit das 
15-prozentige Abstandsgebot 
zur Grundsicherung dann nicht 
mehr gerissen wird und somit 
praktisch keine Rolle mehr 
spielen wird. Und sollte in Zu-
kunft die 15-Prozent-Grenze 
doch einmal wieder Gefahr 
laufen zu reißen, wird man 
ganz einfach die völlig aus der 
Luft gegriffenen 6 000 Euro 
netto erhöhen. So einfach die-
ser Trick sein mag, so verfas-
sungswidrig ist er aus unserer 
Sicht. Traurig ist nur, dass wir 
über viele Instanzen gehen 
müssen und viele Jahre warten 
müssen, bis unser höchstes 
Gericht darüber entscheiden 
wird. Viele Politiker werden 
dann nicht mehr dem Landtag 
angehören und es wird ein 
Leichtes sein, die Verantwor-
tung für die damalige Fehlin-
terpretation irgendjemandem 
in die Schuhe zu schieben.

Der seit 5. Mai 2015 in sämt
lichen Entscheidungen des 
BVerfG zur Besoldung festge-
setzte Mindestabstand in Höhe 
von 15 Prozentpunkten zum 
sozialhilferechtlichen Existenz-
minimum wird durch eine An-

rechnung von Partnereinkom-
men praktisch obsolet. Der 
Gesetzentwurf geht von nur 50 
sogenannten atypischen Fami-
lien (Alleinverdiener in den un-
teren Besoldungsgruppen einer 
vierköpfigen Familie) aus, für 
die dann das Abstandsgebot 
noch eine Rolle spielen wird 
und deren Besoldung der 
Dienstherr entsprechend auf 
Antrag erhöhen muss. Bei etwa 
200 000 Beamtinnen und 
Beamten ist es natürlich höchst 
lukrativ, über einen solchen Ta-
schenspielertrick mit einer An-
rechnung des Gehalts des Ehe-
gatten in fiktiver Höhe von 
6 000 Euro netto pro Jahr die 
Anzahl auf 50 zu drücken, für 
die man konkret besoldungs-
technisch etwas tun muss.

Wenn man sich überlegt, wel-
chen Aufwand das BVerfG 
getrieben hat, um in überaus 
komplexen Berechnungen dar-
zulegen, wie man die Höhe der 
Besoldung auf Verfassungs-
konformität überprüfen und 
insbesondere wie man rechne-
risch die absolute Untergrenze 
der Besoldung berechnen 
kann, ist es allein aus diesem 
Gesichtspunkt hanebüchen zu 
glauben, dass dieser Aufwand 
für nur 50 Beamtinnen und 
Beamte in Baden-Württem-
berg betrieben worden sein 
soll.

Ich möchte ausdrücklich Bun-
desländer, wie zum Beispiel 
Hessen oder Sachsen, positiv 
hervorheben, welche die Recht-
sprechung zur verfassungskon-
formen Besoldung ernst neh-
men und bereit sind, für ihren 
öffentlichen Dienst Geld in die 
Hand zu nehmen. In Hessen 
und in Sachsen sind zu Recht 
sämtliche Beamtinnen und 
Beamte sowie die Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger Nutznießer 
der BVerfG-Rechtsprechung. 
Zusätzlich zur Übertragung der 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
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Editorial

Tarifergebnisse werden dort sämtliche 
Besoldungsgruppen um zusätzliche line-
are Steigerungen erhöht. In Hessen sind 
es mehrere Schritte um jeweils 3,0 Pro-
zent und in Sachsen sind es 4,1 Prozent.

In Thüringen, das ebenfalls wie Baden-
Württemberg ein anrechenbares Part-
nereinkommen einführen möchte, 
spricht man bereits von einer sogenann-
ten „Herdprämie“, da Ehegatten, sofern 
sie „nur“ geringfügig beschäftigt sind, 
über den Zuschuss, den man dann vom 
Dienstherrn erhält, vom Arbeiten abge-
halten und zurück in den Haushalt ge-
holt werden. Auch in Baden-Württem-
berg werden wir diese Konstellationen in 
den unteren Besoldungsgruppen haben. 

Aspekte wie den Datenschutz, wenn es 
um die Offenlegung des Gehalts von 
Ehegatten oder Partnern geht, die nicht 
im öffentlichen Dienst arbeiten, will ich 
hier gar nicht erst thematisieren. 

Sind dies Maßnahmen, die die Attrak
tivität der Arbeitsplätze in der öffent
lichen Verwaltung erhöhen sollen? 
Erlaubt man sich solche Taschenspieler-
tricks in Zeiten, in denen man sich kaum 
vor qualifizierten Bewerbern retten 
kann und man sich die besten Köpfe aus 
einer überbordenden Anzahl von Inter-
essenten heraussuchen kann? Mitnich-
ten. Die Polizei in BW konnte 2023 erst-
mals 150 Ausbildungsplätze nicht 
besetzen. Zudem lag die Zahl der Ausbil-
dungsabbrüche bei mehr als 20 Prozent. 
In Baden-Württemberg haben wir wei-
terhin von allen 16 Bundesländern die 
wenigsten Beschäftigten pro 1 000 Ein-
wohnern bei der Polizei, in der Justizver-
waltung und in der Steuerverwaltung. 
Erkennt man in der Politik noch immer 
nicht die Zeichen der Zeit oder hält man 
das anrechenbare Partnereinkommen 
gar für attraktivitätssteigernd? An der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen Ludwigsburg wurden zum 
Studienbeginn im März 2023 von 800 
verfügbaren Plätzen nur 735 besetzt. 
Auf dem Weg bis zum Staatsexamen 
verlieren die Hochschulen in der Regel 
mehr als 20 Prozent der Studienanfän-
ger. Und nicht alle, die dann das Staats-
examen ablegen, bleiben dem öffentli-
chen Dienst erhalten. Doch der Bedarf 

an Auszubildenden in den Kommunen 
steigt und wird in den nächsten Jahren 
weiterhin kontinuierlich, wie übrigens in 
allen Bereichen des öffentlichen Diens-
tes, ansteigen.

Ein weiteres Ärgernis: Das seit vielen 
Jahren von der Politik zugesagte Lebens-
arbeitszeitkonto bleibt nebulös und un-
konkret. Weder ein Gesetzentwurf noch 
Eckpunkte liegen uns bis dato vor. Es 
bleibt die Tatsache, dass wir im Besol-
dungsvergleich der Bundesländer immer 
weiter nach hinten abrutschen, insbe-
sondere, wenn wir als Schlusslicht bei 
der Wochenarbeitszeit die Besoldung 
in Relation zur zu leistenden Wochen
arbeitszeit stellen.

Übernächstes Jahr haben wir Landtags-
wahlen. Für die Politik möglicherweise 
noch weit entfernt. Ich vergleiche die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, 
was das Erinnerungsvermögen anbe-
trifft, gerne mit Elefanten. Der Zoo Han-
nover schreibt über Elefanten: „Elefan-
ten sind gutmütige Tiere. Aber sie 
können sich wehren, wenn sie gereizt 
werden.“ Wir ticken da ähnlich. Wie Ele-
fanten werden auch wir nicht verges-
sen, wie man uns behandelt.  Beamtin-
nen und Beamte können sich zwar nicht 
über Streiks wehren, aber auch ein 
Kreuzchen an einer anderen Stelle des 
Wahlzettels kann durchaus Wirkung 
entfalten.

Herzliche Grüße 

Ihr  

 
 
 
Kai Rosenberger
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Partnereinkommen als Bezugsgröße zur amtsangemessenen Besoldung

Auch hierzulande? – 
BBW kündigt Widerstand samt 
rechtlicher Konsequenzen an
Jetzt will offensichtlich auch Baden-Württemberg ein Partnereinkommen als Bezugsgröße bei der 
amtsangemessenen Besoldung einführen. Diese Nachricht flatterte wenige Tage nach den Osterfeier
tagen mit dem Referentenentwurf zur Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-
Württemberg 2024/2025 ins Haus und sorgte beim BBW für Ärger und Verdruss. BBW-Chef Kai Rosen-
berger spricht von einem Taschenspielertrick und kündigt rechtliche Konsequenzen an, sollte das Land 
diesen Ansatz weiterverfolgen. Zugleich signalisiert er aber auch weiterhin Gesprächsbereitschaft.

Beim BBW ist man überzeugt, 
dass die Anrechnung von Part-
nereinkommen als Bezugsgröße 
zur amtsangemessenen 
Besoldung nicht statthaft ist. 
Angesichts von anhängigen Ver-
fahren in anderen Bundeslän-
dern gebe es erhebliche Zweifel 
an der Verfassungsmäßigkeit, 
wenn die amtsangemessene 
Alimentation anders als bisher 

von Partnereinkommen abhän-
gig gemacht werde, sagt der 
BBW-Vorsitzende. 

Rosenberger ist verärgert und 
mit ihm die gesamte Landes
leitung. Mit der geplanten An-
rechnung von Partnereinkom-
men schaffe sich das Land als 
Sparmaßnahme ein Instru-
ment, künftig jegliche Lücke 

beim erforderlichen Abstand 
der Alimentation von 115 Pro-
zent zur Grundsicherung weg-
rechnen zu können. Im Jahr 
2024 würde das Land beispiels-
weise ohne die geplante Be-
rücksichtigung des Partner
einkommens in Höhe von 
6 000 Euro netto mit 2 381,88 
Euro unter den 115 Prozent des 
Grundsicherungsbedarfs blei-

ben und müsste die Besoldung 
entsprechend erhöhen.

Mit dem Vorhaben, mit einem 
antragsabhängigen Familien
ergänzungszuschlag jene Be-
amtenfamilien mit Kindern 
auszustatten, bei denen kein 
zweites Einkommen vorhan-
den ist, würden erneut die  
familienbezogenen Zuschläge 
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	< Trafen sich im Finanzministerium, um gemeinsam den Referentenentwurf zur Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 
2024/2025 und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften (BVAnp ÄG 2024/2025) zu erörtern (von links): Rieke Eicher, Referatsleiterin 15, Versorgung; 
Jürgen Ebers, Referatsleiter 14, Besoldung; Sandra Wengert, juristische Referentin des BBW; BBW-Vize Joachim Lautensack; BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger; Ministerialdirektor Heiko Engling, Amtschef des Finanzministeriums; Madlen Seitz, Zentralstelle des Finanzministeriums; Susanne Hauth, BBW-Jus-
tiziarin und Geschäftsführerin; Dr. Christian Järkel, Abteilungsleiter 1, Personal
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außerhalb der Besoldungsta-
belle ausgeweitet. Dies  
verstärke das Problem des  
Abstandsgebots, begründet 
Rosenberger. Zudem werde 
Bürokratie aufgebaut.

	< Die bange Frage:  
Ist die konstruktive  
Zusammenarbeit nicht 
mehr erwünscht?

Das Verhältnis zwischen dem 
Land und dem BBW war im Gro-
ßen und Ganzen auf einem gu-
ten Weg, erinnert der BBW-Vor-
sitzende an bessere Zeiten. Als 
Beamtenbund sei man in guten 
konstruktiven Gesprächen mit 
den Verwaltungsspitzen und 
vor allem auch mit der Politik 
gewesen. Gemeinsam habe 
man versucht, das Berufsbeam-
tentum auch für die Zukunft at-
traktiv zu gestalten, damit der 
Staat bei der Nachwuchsrekru-
tierung nicht völlig das Nachse-
hen hat, und gemeinsam habe 
man das Ziel verfolgt, dass die 
Verwaltung und damit der Staat 
auch weiterhin handlungs- und 
funktionsfähig bleibt. „Ist diese 
konstruktive Zusammenarbeit 
nicht mehr erwünscht oder 
noch schlimmer, nicht mehr 
zielführend?“, fragt Rosenberger 
besorgt und enttäuscht ange-
sichts der jüngsten Entwicklun-
gen und listet auf, worauf diese 
Sorge gründet: 

	> In Baden-Württemberg gelte 
im Beamtenbereich nach wie 
vor die 41-Stunden-Woche. 
Seit Jahren warte man auf die 
Einführung eines Lebens
arbeitszeitkontos. Bisher 
vergebens und nichts deute 
darauf hin, dass sich daran 
in absehbarer Zeit etwas 
ändere.

	> Unmittelbar nach dem 
Tarifabschluss am 
9. Dezember 2023 hatte 
man sich auf einen Modus 
geeinigt, wie das Ergebnis 
auf den Beamten- und 
Versorgungsbereich über
tragen werden sollte: unter 
anderem durch die Umrech-
nung des 200-Euro-Sockel
betrags in eine prozentuale 

Gehaltserhöhung. Wochen 
später hätten die Regie-
rungsfraktionen alles 
gekippt. 

	> Und jetzt wolle man mit der 
Einführung eines Partnerein-
kommens als Bezugsgröße 
zur amtsangemessenen Ali-
mentation die „Beamten
besoldung fortentwickeln“.

	< Rosenberger: Das trägt 
nicht zur Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes bei

Der Referentenentwurf zur 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses gehe nämlich nicht länger 
davon aus, dass es in Beamten-
familien in der Regel nur ein 
Einkommen gibt. Dies hätte 
zur Folge, dass Beamtengehäl-
ter, die sich in der Nähe des 
Existenzminimums bewegen, 
gerade noch zulässig wären, 
sofern der Partner 6 000 Euro 
im Jahr oder mehr verdient.

„Das trägt nicht zur Attraktivi-
tät des öffentlichen Dienstes 
bei“, ist BBW-Chef Rosenberger 
überzeugt. Seiner Ansicht nach 
muss eine Beamtin oder ein Be-
amter jederzeit in der Lage sein, 
eine vierköpfige Familie zu er-
nähren. In Anbetracht der ver-
trauensvollen Zusammenarbeit 
in den vergangenen Jahren hät-
te er sich zumindest einen Hin-
weis auf solche Pläne erwartet, 
damit der BBW seine Bedenken 
hätte frühzeitig einbringen 
können. 

	< BBW mit Kritik am  
geplanten Partner
einkommen nicht allein

Der Familienergänzungszu-
schlag könne sogar dazu füh-
ren, Minijobs unattraktiv zu 
machen, zitiert der „Staatsan-
zeiger“ zudem FDP-Finanzex-
perte Stephen Brauer. Die  
Einbeziehung des Partnerein-
kommens sei für ihn „nur ein 
fauler Trick“, um zu verhindern, 
dass die Besoldung verfas-
sungswidrig wird.

Kritisch sieht laut „Staatsanzei-
ger“ auch der finanzpolitische 
Sprecher der SPD, Nicolas Fink, 
die Pläne des Finanzministeri-
ums. Für einen leistungsfähi-
gen Staat benötige man einen 
attraktiven öffentlichen 
Dienst. Dazu gehöre das The-
ma Wochenarbeitszeit ebenso 
wie eine angemessene Besol-
dung und Versorgung.

Die Regierungsfraktionen und 
das Finanzministerium haben 
laut dem Bericht des „Staats-
anzeiger“ ihren Vorstoß vertei-
digt. Demnach hat das Finanz-
ministerium versichert, es gehe 
nur darum, „die Besoldung 
durch eine zeitgemäße und die 
gesellschaftliche Realität deut-
lich besser widerspiegelnde 
Bezugsgröße“ weiterzuentwi-
ckeln. Finanzielle Einsparungen 
seien damit nicht verbunden.

Laut Gesetzentwurf rechnet 
das Land sogar mit zusätz

lichen Ausgaben von 150 000 
Euro pro Jahr für den Familien-
ergänzungszuschlag. Fakt aber 
ist, was ein Sprecher von 
Finanzminister Danyal Bayaz 
auch gegenüber dem „Staats-
anzeiger“ erklärt hat, dass es 
nämlich bei der Anrechnung 
von 6 000 Euro pro Jahr nicht 
bleiben muss. Demnach wäre 
grundsätzlich eine Anrechnung 
eines höheren Hinzuverdiens-
tes oder eine Berücksichtigung 
von Nebeneinkünften bei-
spielsweise aus Kapitalvermö-
gen oder Mieteinkünften denk-
bar. „Dieser Entwicklung gilt es 
einen Riegel vorzuschieben“, 
sagt BBW-Chef Rosenberger. 
Gemeinsam mit den Leitungs-
gremien des BBW werde man 
jetzt eine Strategie für die 
kommenden Monate erörtern.

	< Trotz Ärger und  
Enttäuschung:  
BBW setzt weiter auf  
konstruktiven Dialog

Trotz Ärger und Verdruss über 
die jüngste Entwicklung setzt 
der BBW nach wie vor auf den 
konstruktiven Dialog mit der 
Politik und den Spitzen der 
Verwaltung. Deshalb hat er 
auch unmittelbar nach Vorlie-
gen des Referentenentwurfs 
das Gespräch mit Vertretern 
der Regierungsfraktionen und 
dem Finanzministerium aufge-
nommen, um die Haltung des 
BBW zu dokumentieren und 
über Lösungsmöglichkeiten 
zu sprechen. �
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Gedankenaustausch in ungezwungener Runde

Parlamentarischer Abend – eine wichtige 
Veranstaltung in angespannten Zeiten
Der Parlamentarische Abend gehört inzwischen zu den traditionellen Veranstaltungen, zu denen der 
BBW Jahr für Jahr Spitzenvertreter aus Politik und Verwaltung empfängt. Auch in diesem Jahr waren 
zahlreiche Politikerinnen und Politiker sowie Behördenvertreterinnen und Behördenvertreter der Ein-
ladung gefolgt, an der Spitze Justizministerin Marion Gentges (CDU). 

Dass es an diesem 16. April 
2024 an Gesprächsstoff nicht 
mangeln würde, dafür hatte 
BBW-Chef Kai Rosenberger 
spätestens mit seiner Begrü-
ßungsansprache gesorgt. Auch 
wenn er im Ton stets verbind-
lich blieb, hielt er sich in der 
Sache mit massiver Kritik am 
Vorgehen der Landesregierung 
nicht zurück. Letzter Stein des 
Anstoßes war der Referenten-
entwurf zur Anpassung von 
Besoldung und Versorgung 
2024/2025 (BVAnpÄG 
2024/2025), der wenige Tage 
vor jenem 16. April 2024 im 
Haus des BBW eingegangen 
war und dort für Ärger und 
Enttäuschung gesorgt hatte. 

Als BBW sei man in guten, 
konstruktiven Gesprächen mit 
den Verwaltungsspitzen und 
vor allem auch mit der Politik 
gewesen. Man habe 
gemeinsam versucht, das Be-
rufsbeamtentum auch für die 
Zukunft attraktiv zu gestalten, 
erinnerte Rosenberger seine 
Zuhörerinnen und Zuhörer. Mit 
dem Hinweis auf die Entwick-
lungen der Arbeitszeit in der 
Privatwirtschaft schwenkte er 
dann um und konfrontierte die 
Politik mit Versäumnissen der 
Vergangenheit inklusive massi-
ver Kritik. Seit 28 Jahren gebe 
es die 35-Stunden-Woche, die 
Einführung der echten 4-Tage-
Woche setze sich international 
immer mehr durch, doch im 
öffentlichen Dienst finde kei-
ner den Mut zu einem Piloten, 
sagte Rosenberger. In diesem 
Zusammenhang wies er dann 
gleich noch auf die Einführung 
von Lebensarbeitszeitkonten 

hin, die man dem BBW seit vie-
len Jahren von allen vier Frak
tionen versprochen bekommen 
habe und für die es bis heute 
weder einen Gesetzesentwurf 
noch Eckpunkte gebe. 

Zudem kritisierte er die 
Sockelübertragung des TV-L 

2023 auf die Beamtenschaft 
und den Versorgungsbereich, 
bei dem die Politik, entgegen 
den Ratschlägen der eigenen 
Fachleute im Finanzministeri-
um, eine Abschmelzung der 
Abstände zwischen den Besol-
dungsgruppen in Kauf nehme. 
Und zu guter Letzt verwies er 

schließlich auf den Entwurf 
des BVAnpÄG, der den BBW 
mit einer Anrechnung eines 
Partnereinkommens über-
rascht habe, von dem hierzu-
lande in keinem Gespräch 
davor, weder mit der Politik 
noch mit der Verwaltung, je-
mals auch nur eine Andeutung 
gemacht worden sei. 

„All diese Maßnahmen schaden 
der Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes und sie schaden 
dem Berufsbeamtentum“, sag-
te der BBW-Vorsitzende und 
fügte mahnend hinzu: Flankiert 
werde die Situation von einer 
rechtswidrigen Erhöhung der 
Kostendämpfungspauschale, 
immer wiederkehrenden Forde-
rungen nach Bürokratieabbau, 
während man parallel unnötige 
Gesetze wie ein Landesantidis-
kriminierungsgesetz unter dem 
wohlklingenderen Namen 
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Gleichbehandlungsgesetz er-
lassen will. All diese Dinge 
machten den BBW derzeit sehr 
nachdenklich. 

„Ist unsere konstruktive Zu-
sammenarbeit nicht mehr er-
wünscht oder noch schlimmer, 
nicht mehr zielführend“, oder 
„braucht es echte Macht
kämpfe und Konflikte, um 
Verbesserungen durchzuset-
zen, weil die Politik entgegen 
aller mündlicher Wertschät-
zung jetzt wieder nur aufs 
Geld schaut?“, frage man sich 
gegenwärtig, gab Rosenberger 
zu bedenken. Sein Appell aber 
war eindeutig: Der öffentliche 
Dienst sei immer bereit gewe-
sen, seinen Teil bei finanziellen 
Problemen im Haushalt beizu-
tragen. Nicht bereit sei man 
jedoch, wenn – wie in der Ver-
gangenheit – zum Beispiel bei 

der Absenkung der Eingangs-
besoldung kein Gesamtkon-
zept für Einsparungen in allen 
Bereichen vorgelegt werde und 
ausschließlich am öffentlichen 
Dienst gespart werden soll. 

Und als BBW werde man nie 
die Hand reichen können, 
wenn die verfassungskonfor-
me Besoldung, für die seit 2015 
das BVerfG ausreichend Ent-
scheidungen und Regeln vorge-

geben hat, verletzt wird. Mit 
diesem eindeutigen Statement 
hatte Rosenberger die Richtung 
für den Gedankenaustausch an 
diesem Abend erfolgreich vor-
gegeben. Im angeregten Ge-
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spräch mit Spitzenvertretern 
des BBW sah man abwechselnd 
mal den SPD-Fraktionsvorsit-
zenden Andreas Stoch oder von 
den Grünen die Staatssekretä-
rin Dr. Gisela Splett sowie den 
Sprecher für Steuerpolitik und 
Digitalisierung, Peter Seimer. 
Gesprächspartner aus dem 
Kreis der CDU waren ebenso 
der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende und Staatssekretär 
im Innenministerium, Thomas 
Blenke, und Staatssekretär Vol-
ker Schebesta aus dem Kultus-
ministerium sowie der Abge-
ordnete August Schuler und der 

Rechtspolitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion, Arnulf Freiherr 
von Eyb. Zu dem Kreis der Gäs-
te aus der Politik zählten eben-
so die stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende und 
innenpolitische Sprecherin der 
FDP, Julia Goll, sowie der Spre-
cher für Verkehr, Christian Jung.

Auch führende Vertreterinnen 
und Vertreter aus der Verwal-
tung fehlten an diesem Abend 
als kompetente Gesprächspart-

ner nicht, an der Spitze die Prä-
sidentin des Rechnungshofs, 
Dr. Cornelia Ruppert, Ministeri-
aldirektorin Isabel Kling aus 
dem Ministerium Ländlicher 
Raum, die Regierungspräsiden-
tin aus Stuttgart, Susanne Bay, 
und der Regierungspräsident 
aus Tübingen, Klaus Tappeser, 
sowie die Präsidentin des 
Landesamts für Besoldung 
und Versorgung, Anne Katrin 
Michalke, oder der Leiter der 
Zentralabteilung des Innenmi-
nisteriums, Ministerialdirigent 
Andreas Schütze, sowie der 
Referatsleiter Personal im 
Finanzministerium, Bastian 
Kuretschka.�
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Gespräch mit Grünen-Fraktionschef und Vertreterinnen der Fraktion 

Im Fokus: das BVAnpÄG, Lebensarbeits-
zeitkonten und das ChancenG
Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz hat am 22. April 2024 den BBW-Vorsitzenden Kai Rosenber-
ger, die Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung, Heidi Deuschle, und deren Stellvertreterin 
Claudia Grimm zu einem Gedankenaustausch empfangen. Ursprüngliches Thema war die Novellie-
rung des ChancenG BW. Aus aktuellem Anlass stand allerdings der Referentenentwurf zur An
passung der Besoldung und Versorgung 2024/2025 (BVAnp ÄG 2024/2025) im Mittelpunkt der  
Unterredung.

An dem Gespräch haben auch 
Stefanie Seemann, die frauen-
politische Sprecherin der Grü-
nen, und Susanne Häcker, Par-
lamentarische Referentin in 
der Grünen-Fraktion, teilge-
nommen. 

BBW-Chef Kai Rosenberger 
erläuterte zum Einstieg in das 
Thema, warum man beim BBW 
keinerlei Verständnis für den 
Kurswechsel bei der Übertra-
gung des TV-L-Ergebnisses  
auf den Beamten- und Versor
gungsbereich habe. „Wir hal-
ten das Umschwenken weg 
von der ursprünglich vorgese-
henen Umwandlung des So-
ckelbetrags in eine prozentuale 
Erhöhung der Besoldung hin 
zur einheitlichen Übernahme 
des Sockels für alle Besol-
dungsgruppen für den falschen 
Weg.“ Noch schlimmer aber sei, 
dass laut dem jetzt vorliegen-
den Gesetzesentwurf plötzlich 
statt der Alleinverdienerfamilie 
die Hinzuverdienerfamilie als 
Maßstab, sprich als Bezugsgrö-
ße der Besoldung, zugrunde 
gelegt werden soll. Diese Vor-
gehensweise, die auch in ande-
ren Bundesländern an Boden 
gewinne, ist thematisch in 
Baden-Württemberg Neuland. 

Fraktionschef Schwarz räumte 
ein, dass hier keine gute Kom-
munikation stattgefunden 
habe und stellte in Aussicht, 
dies in Zukunft zu ändern. 

Ein weiterer Punkt auf der 
Agenda war die Einführung der 

Lebensarbeitszeitkonten, die 
im Grunde genommen schon 
zum 1. Januar 2024 hätten 
kommen sollen. Geschehen ist 
bislang allerdings nichts und 
es sieht auch nicht danach aus, 
als würde sich das in absehba-
rer Zeit ändern. Alles deutet 
darauf hin, dass sich die Lan-
desregierung noch immer nicht 
darüber einig ist, wie die 
Lebensarbeitszeitkonten aus-
sehen könnten. Eine Schwierig-
keit sei, so der Grünen-Frak
tionschef, dass es Bereiche im 
öffentlichen Dienst gibt, zum 
Beispiel bei den Lehrkräften, 
bei denen es noch nicht klar ist, 
wie sie am besten am Verfah-
ren beteiligt werden können. 
Außerdem wolle man nicht, 
dass die angesammelte Zeit 
generell vor dem Ruhestand 
genommen wird. 

Beim BBW habe man für diese 
Hinhaltetaktik allmählich kei-
nerlei Verständnis mehr, erklär-
te BBW-Chef Rosenberger. 
Zugleich erinnerte er daran, wie 
wichtig die zeitnahe Umset-
zung von Lebensarbeitszeitkon-
ten sei. Unterstützt wurde er in 
dieser Sache von den BBW-
Frauenvertreterinnen mit dem 
Hinweis, dass bei mehr weib
lichen Beschäftigten im öffent
lichen Dienst die Einführung 
von Lebensarbeitszeitkonten 
als positives Element für mehr 
Flexibilität gewertet wird. 
Claudia Grimm stellte zudem 
klar, wie wichtig gerade die 
richtigen Rahmenbedingungen 
für Teilzeitkräfte sind, und lei-

tete damit zum ursprünglich 
geplanten Hauptthema des 
Gesprächs, nämlich zur Novel-
lierung des ChancenG über. 

Sie berichtete, dass die Teilzeit-
kräfte in den Schulen über
proportional mit nicht teilba-
ren Aufgaben (Konferenzen, 
Dienstbesprechungen, Prü-
fungsgeschäften) belastet sei-
en. Da die Arbeitszeit dort aber 
nur mit einem „Soll“, aber nicht 
mit einem „Haben“ definiert 
werde, würden insbesondere 
Frauen häufig sehr viel mehr 
arbeiten, als sie bezahlt wer-
den. 

Heidi Deuschle machte un-
missverständlich deutlich, dass 
sie mit dem Sachstand der No-
vellierung des ChancenG sehr 
unzufrieden ist. Sie erläuterte, 
dass die Evaluation des Geset-
zes klar die Notwendigkeit der 

von den Verbänden geforder-
ten Änderungs- und Verbesse-
rungsvorschläge bestätigt 
habe, obwohl die Verbände 
während des Verfahrens nicht 
hinzugezogen wurden, son-
dern nur schriftliche Stellung-
nahmen einreichen konnten.

Die im Moment seitens des 
Sozialministeriums vorgenom-
mene Lösung entspricht laut 
Deuschle den Minimalanforde-
rungen. Seit Kurzem stünden 
die FAQs und Handlungsemp-
fehlungen zwar auf der Home-
page des Sozialministeriums. 
Auch die Weiterentwicklung 
der Chancengleichheitspläne 
und Fortbildungsmaßnahmen 
seien in der Planung. Doch all 
dies geschehe zeitlich verspä-
tet.

Die Arbeitslage im Sozialminis-
terium sei angespannt, weil 

<

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

9

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Mai 2024



man dort mit dem Gesetzes-
entwurf des Gleichbehand-
lungsgesetzes stark beschäf-
tigt gewesen sei, verteidigte 
Andreas Schwarz die Situation 
des Ministeriums. Die Reaktion 
darauf kam prompt: BBW-Vor-
sitzender Rosenberger wie 
auch die Vorsitzende der BBW-
Landesfrauenvertretung, Heidi 
Deuschle, erklärten umgehend, 
dass die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes Baden-
Württemberg dieses Gesetz 
nicht gebraucht hätten. Die 
schon vorhandenen Gesetze, 
vor allem das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz und 
das Grundgesetz, deckten die 
wesentlichen Elemente ab. Ein 
Bürokratieabbau sei mit dem 
Gleichbehandlungsgesetz nicht 
gelungen.

Auf die Frage von Grünen-Frak-
tionschef Schwarz, was aus 
Sicht der BBW-Landes
frauenvertretung dringend am 
ChancenG geändert werden 
sollte, antwortete Heidi 
Deuschle umgehend und präzi-
se: Zunächst sollten statt 
Chancengleichheitspläne 
wieder Bilanzberichte erstellt 
werden und die Entlastung der 
Beauftragten für Chancen-
gleichheit (BfC) analog der Per-
sonalvertretung geregelt wer-
den. Hier sah Schwarz ein 
Problem, weil dazu zusätzliche 

Stellen erforderlich wären. Al-
lerdings konnte er es fast nicht 
glauben, als ihm Stefanie See-
mann, die frauenpolitische 
Sprecherin seiner eigenen Frak-
tion, erläuterte, dass die BfC 
eigentlich keine geregelten 
Entlastungen hätten. Zudem 
hat Stefanie Seemann auch be-
stätigt, dass viele gute Ansätze 
bei der Evaluation des Chan-
cenG entstanden sind und dass 
die von den Verbänden einge-

brachten Punkte durchaus ihre 
Berechtigung haben. Ein aus 
Sicht von Heidi Deuschle wei-
terer wesentlicher Punkt für 
das Erstarken des ChancenG 
BW durch eine Novellierung ist 
die Auswirkung auf die gesell-
schaftliche Situation. In Zeiten 
von Krieg und hohen Flücht-
lingszahlen sei es absolut wich-
tig, dass eine Landesregierung 
ein Signal setzt und Chancen-
gleichheit und Gleichstellung 

zu ihrem Anliegen macht. In 
diesem Zusammenhang kam 
auch die Rede auf die Gleich-
stellungsstrategie Baden-
Württemberg, die in allen Res-
sorts anläuft und am Ende zu 
einem Ganzen zusammenge-
führt werden soll. Grünen-
Fraktionschef Schwarz erklärte 
dazu, dass man sich jetzt dafür 
starkmache, die Gleichstel-
lungsstrategie deutlich voran-
zutreiben.�

©
 B

BW

	< Trafen sich zu einem Gedankenaustausch (von links): Claudia Grimm, stellvertretende Vorsitzende der BBW-Lan-
desfrauenvertretung; BBW-Chef Kai Rosenberger; Stefanie Seemann MdL, frauenpolitische Sprecherin der Land-
tagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen; Heidi Deuschle, Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung; Grünen-
Fraktionschef Andreas Schwarz.

Arbeitnehmerempfang der Stadt Freiburg

BBW war durch den RBV Freiburg vertreten 
Anlässlich des 1. Mai, dem Tag 
der Arbeit, hat die Stadt Frei-
burg am 30. April 2024 zu ei-
nem Arbeitnehmerempfang in 
den historischen Kaufhaussaal 
der Stadt Freiburg eingeladen. 
Mit dabei waren der Vorsitzen-
de des BBW-Regionalbezirks-
verbandes Freiburg, Markus 
Eichin, sowie der Vorsitzende 
des Ortsvereins Freiburg der 
BTBkomba und zugleich stell-
vertretender Vorsitzender des 
RBV Freiburg, Matthias Zipfel.  
In seiner Rede ging Oberbür-
germeister Martin Horn auf die 

erzielten Errungenschaften ein. 
So würden für Beschäftigte des 
Uniklinikums allein 750 Woh-
nungen bereitgehalten. Er for-
derte die Firmen in der Region 
auf, dass diese auch für ihre 
Mitarbeitenden Wohnraum 
schaffen sollten. Die Bedingun-
gen seien dafür derzeit güns-
tig. Er danke auch allen Mitar-
beitenden der Stadt Freiburg, 
die sich bei der Personalrats-
wahl als Kandidatin bezie-
hungsweise Kandidat zur Ver-
fügung gestellt hatten und 
gratulierte den Gewählten. �

©
 B
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	< Beim Empfang der Stadt Freiburg (von links): Matthias Zipfel, OB Martin 
Horn und RBV-Vorsitzender Markus Eichin
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Jour fixe – diesmal digital

Das bestimmende Thema: der Ärger um 
das geplante Partnereinkommen
Der Referentenentwurf zum Gesetz zur Anpassung von Besoldung und Versorgung 2024/2025 
(BVAnp ÄG 2024/2025) hat beim BBW nicht nur für Enttäuschung, sondern auch für erheblichen 
Ärger und Verdruss gesorgt. Entsprechend äußerte sich BBW-Chef Kai Rosenberger beim jüngsten 
Jour fixe, dem Spitzentreffen, zu dem die Amtschefs des Staats-, Innen- und Finanzministeriums 
sowie Spitzenvertreter des BBW in regelmäßigen Abständen zusammenkommen. 
Zur jüngsten Sitzung hatte man 
sich am 24. April 2024 digital 
zusammengeschlossen. Die Ta-
gesordnung war umfangreich. 
Dennoch machte der BBW-Vor-
sitzende gleich in seinem Ein-
gangsstatement deutlich, wor-
um es ihm an diesem Tag 
insbesondere ging: nämlich um 
die geplante Übertragung des 
Sockelbetrags bei der Anpas-
sung von Besoldung und Ver-
sorgung und die geplante  
Anrechnung von Partnerein-
kommen. Er hielt der Landesre-
gierung und den beteiligten Mi-
nisterien vor, dass man ohne 
jegliche Kommunikation mit 
dem BBW einen Gesetzentwurf 
auf den Weg gebracht habe, zu 
dem der BBW in der jetzigen 
Form niemals die Hand reichen 
könne. Zudem kündigte er an, 
dass seine Organisation die ge-
plante Einführung eines Part-
nereinkommens rechtlich über-

prüfen lassen werde. Im 
Übrigen sei dieser Gesetzent-
wurf ein schlechtes Signal für 
die Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes und damit auch 
für die Nachwuchsgewinnung.

Äußert kritisch ging Rosenber-
ger mit der Politik auch beim 
Thema Lebensarbeitszeitkon-
ten um. Seit Jahren habe man 
dem BBW die Einführung sol-
cher Konten versprochen, 

geschehen sei aber bis heute 
nahezu nichts. 

Neben der Übertragung des Ta-
rifergebnisses und den Themen 
„verfassungskonforme Besol-
dung“ sowie Lebensarbeitszeit-
konten waren auch die Bearbei-
tungszeiten der Beihilfe und das 
Gleichbehandlungsgesetz Ge-
genstand der Unterredung. 
Zudem hat der Chef der Staats-
kanzlei, Staatsminister Dr. Flori-

an Stegmann, über den Stand 
der Entwicklung des Master-
plans für die Transformation 
der Verwaltung und die geplan-
te Personaloffensive berichtet.

Neben Staatsminister Dr. Flori-
an Stegmann haben diesmal 
am Jour fixe teilgenommen: Mi-
nisterialdirektor Reiner Moser, 
Amtschef im Innenministerium; 
Ministerialdirektor Heiko Eng-
ling, Amtschef im 
Finanzministerium; Ministerial-
dirigentin Annegret Breiten
bücher, Leiterin Abt. 1; Ulrike 
Hess, Referatsleiterin Personal, 
Öffentliches Dienstrecht; 
Greta Schirmer-Förster, Referat  
Personal, Öffentliches Dienst-
recht, Personaloffensive  
(Staatsministerium); BBW-Chef 
Kai Rosenberger; BBW-Vize Joa-
chim Lautensack; BBW-Justizia-
rin und Geschäftsführerin Su-
sanne Hauth.�

©
 B

BW

<BBW – Beamtenbund Tarifunion



©
 V

al
er

ii 
Ev

la
kh

ov
/A

do
be

St
oc

k

Gedankenaustausch mit Abgeordneten

Im Fokus standen die Wochenarbeitszeit 
und die Lebensarbeitszeitkonten 
Insbesondere die Anrechnung 
des Partnereinkommens als Be-
zugsgröße bei der amtsange-
messenen Besoldung und die 
geplante Sockelübertragung bei 
der Anpassung von Besoldung 
und Versorgung haben in den 
vergangenen Wochen beim 
BBW für Ärger und Enttäu-
schung gesorgt. Erstmals am 
16. April 2024, beim Parlamen-
tarischen Abend seiner Organi-
sation, hatte BBW-Vorsitzender 
Kai Rosenberger vor Politikern 
des Landes und Spitzenvertre-
tern der Behörden klar und 
deutlich ausgesprochen, dass er 
und der BBW in höchstem 
Maße enttäuscht seien, weil es 
die Politik in den zurückliegen-
den Wochen nicht für nötig ge-
halten habe, den BBW, wenn 
schon nicht einzubeziehen, 
dann wenigstens über die Pläne 
zur Anrechnung des Partnerein-
kommens zu informieren. Zu-
dem hatte er den Politikern vor-
gehalten, Vertreter aller 

Fraktionen hätten dem BBW in 
den vergangenen Jahren immer 
wieder die Einführung von Le-
bensarbeitszeiten versprochen. 
Geschehen sei in dieser Angele-
genheit bis heute bedauerli-

cherweise aber nahezu nichts. 
Seit jenem Parlamentarischen 
Abend nutzt BBW-Chef Rosen-
berger jede Möglichkeit, im per-
sönlichen Gespräch die Haltung 
und die Forderungen des BBW 

zu untermauern. Er tat dies un-
missverständlich am 24. April 
2024 beim Jour fixe mit dem 
Staatsministerium und bezog 
ebenfalls unmissverständlich 
Stellung am 3. Mai 2024 im Ge-
spräch mit dem Grünen-Abge-
ordneten Peter Seimer sowie 
drei Tage später, am 6. Mai 
2024, mit dem Staatssekretär 
im Innenministerium, Thomas 
Blenke und dem Amtschef im 
Innenministerium, MD Reiner 
Moser. 

Gegenstand der Unterredung 
mit den Abgeordneten waren 
der aktuelle Stand des Lebens-
arbeitszeitkontos in Baden-
Württemberg, die Wochenar-
beitszeit, die Übertragung des 
Sockels sowie die Anrechnung 
des Partnereinkommens  
samt Familienergänzungs
zuschlägen. �

©
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	< Trafen sich am 6. Mai zu einem vertraulichen Gedankenaustausch (von rechts): der Staatssekretär im Innenminis-
terium Thomas Blenke; BBW-Chef Kai Rosenberger; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth; Reiner 
Moser, Ministerialdirektor im Innenministerium.
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	< Trafen sich am 3. Mai 2024 zu einem vertraulichen Gedankenaustausch in der BBW-Geschäftsstelle (von links): der 
Grünen-Abgeordnete Peter Seimer; Sandra Wengert, juristische Referentin des BBW; BBW-Chef Kai Rosenberger.
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Politikverdrossenheit führt nicht weiter

Europawahl 2024: Jede Stimme zählt
Am Sonntag, dem 9. Juni 2024, 
ist Europawahl. Die Politikver-
drossenheit ist groß im Land 
und nicht wenige sind insbe-
sondere mit der derzeitigen 
Bundespolitik unzufrieden.

Ich bin jedoch überzeugt, dass 
nicht wählen zu gehen keine 
vernünftige Alternative ist. 
Durch Wahlverweigerung 
geben also auch Nichtwähler 
indirekt ein Votum ab, wenn-
gleich unbewusst oder unge-
wollt. Streng genommen sind 
damit also auch sie für das 

Wahlergebnis ein Stück weit 
mitverantwortlich.

Dann doch lieber die Stimme 
bewusst für eine Partei abge-
ben. Wer sich unsicher ist, für 
welcher Partei, weil er insbe-
sondere deren verabschiedete 
Parteiprogramme für die Euro-
pawahlen gar nicht kennt, 
kann sich innerhalb weniger 
Minuten über den Wahl-O-Mat 
einen Überblick schaffen. 

Ab 7. Mai 2024 ist der Wahl-O-
Mat für die Europawahl 2024 

online unter www.wahl-o-mat.
de erreichbar und erleichtert 
einem speziell auch durch das 
vorgesehene Gewichten von 
Themen sein Votum. Der BBW 
ist satzungsgemäß parteipoli-
tisch unabhängig. Ich selbst bin 
in keiner Partei Mitglied, wohl 
aber Mitglied in der Europa-
Union Deutschland (EUD). Die 
EUD ist die größte Bürgerinitia-
tive für Europa in Deutschland. 
Unabhängig von Parteizugehö-
rigkeit, Alter und Beruf enga-
giert sie sich für die europäi-
sche Einigung. Ich bin 

Gewerkschafter und Fan der 
europäischen Idee. Ich möchte 
in einem Europa der Freunde 
und vor allem in Frieden leben. 
Deshalb kann ich selbst nur 
Parteien unterstützen, die die 
europäische Idee konstruktiv 
fördern.

Nehmen Sie sich bitte die we-
nigen Minuten Zeit und wäh-
len Sie. Nicht, indem Sie nicht 
wählen gehen, sondern ganz 
bewusst.

Ihr Kai Rosenberger
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Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 
Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de
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Wir suchen als Nachfolge für den aus Altersgründen ausscheidenden Stelleninhaber unbefristet in Vollzeit einen 

GESCHÄFTSFÜHRER (M/W/D) 
in der Landesgeschäftsstelle in Stuttgart. Zur Einarbeitung durch den derzeitigen Stelleninhaber soll die Einstellung zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt erfolgen.

Die Tätigkeit umfasst im Wesentlichen:
>	 die Organisation der BBW-Geschäftsstelle mit Finanzen, Liegen-

schaften und Verwaltung
>	 die Betreuung und den Kontakt zu den Mitgliedsverbänden
>	 die Betreuung der Gremien und Organisation der Sitzungen
>	 die Planung und Durchführung von (Groß-)Veranstaltungen
>	 die Koordination der Öffentlichkeitsarbeit
>	 die Konzeption und Organisation von Seminaren 

Wir erwarten von Ihnen:
>	 Organisationstalent, hohe Kommunikationsfähigkeit und Verhand-

lungsgeschick
>	 ausgeprägtes teamorientiertes Denken und Handeln
>	 Erfahrungen in der Gewerkschaftsarbeit 
>	 Interesse an verbandspolitischen Themen im Bereich  

des öffentlichen Dienstes
>	 bestenfalls Berufserfahrung im öffentlichen Dienst

Wir bieten Ihnen:
>	 eine interessante, vielseitige und verantwortungsvolle Tätigkeit
>	 ein kollegiales freundliches Team
>	 eine Vergütung in Anlehnung an den TV-L gehobener Dienst  

mit leistungsbezogenen Entwicklungsmöglichkeiten
>	 flexible Arbeitszeiten, mit denen sich Beruf und Privatleben  

gut vereinbaren lassen
>	 eigenes Büro mit guter ÖPNV-Anbindung und  

kostenfreien Parkplätzen
>	 Fahrtkostenzuschuss und vermögenswirksame Leistungen
>	 arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersversorgung 
>	 30 Tage Urlaub
>	 eine individuelle und persönliche Einarbeitung

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung unter Angabe des  
frühestmöglichen Eintrittstermins per E-Mail an  
bewerbung@bbw.dbb.de. 



Seminarangebote im Jahr 2024
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2024 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Öffentlichkeitsarbeit mit 
Social Media für Verbände   
(Nr. B183 CH)

	> 4. Juni 2024, 9–12 Uhr
	> Onlineangebot
	> Beitrag für Mitglieder 20 Euro

An Instagram, Facebook und Co. 
führt heutzutage in der Gewerk-
schaftswelt kein Weg vorbei. Im 
Seminar „Öffentlichkeitsarbeit 
mit Social Media für Verbände“ 

schauen wir uns gemeinsam die-
sen vielseitigen Bereich näher 
an.

Hier lernen Sie, wie Social Media 
gezielt und nachhaltig für Ihre 
Gewerkschaftsarbeit genutzt 
werden kann, um Ihre Zielgruppe 
wirkungsvoll mit dem richtigen 
Content anzusprechen. 

Sie erfahren mehr über:

	> die richtige Auswahl und Vor-
teile des sozialen Netzwerks

	> Content Marketing

	> Storytelling

	> Social-Media-Strategie

	> Redaktionsplanung

	> rechtliche Hinweise

	> Kommunikation und Interak-
tion in den sozialen Medien

Seniorengesundheit  
(Nr. B262 CH)

	> vom 24. bis 25. Juni 2024 
in Stuttgart

	> 15 Plätze
	> Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Das Seminar „Seniorengesund-
heit – Lebensfreude bis ins hohe 
Alter“ behandelt die Schlüssel
elemente Stressmanagement, 

Für angemessene Bezahlung

Warnstreik vor dem SWR-Funkhaus in Stuttgart
Mit einem mehrstündigen 
Warnstreik haben Mitglieder 
der Mediengewerkschaft VRFF, 
Betriebsgruppe SWR, am 30. Ap-
ril 2024 vor dem SWR-Funkhaus 
in Stuttgart ihren Unmut über 
das Angebot des SWR zum Aus-
druck gebracht, das dieser im 

Rahmen der Verhandlungen 
zum Vergütungstarifvertrag 
vorgelegt hatte. „Wir haben der 
Arbeitgeberseite gegenüber klar 
kommuniziert, dass dieses An-
gebot nicht akzeptabel ist, und 
unser Unverständnis darüber 
geäußert, dass man sich bislang 

immer nach dem Tarifabschluss 
TV-L/TVöD gerichtet hat, der 
aber nicht gilt, wenn es sich um 
einen guten Abschluss handelt“, 

erläuterte Stefan Rettner von 
der VRFF-Tarifkommission und 
Vorsitzender der Bezirksgruppe 
SWR.�
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	< Mitglieder der Mediengewerkschaft VRFF, Betriebsgruppe SWR, machen 
ihrem Ärger Luft.
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Ernährung, Bewegung und Ent-
spannung. Dieses Seminar bietet 
eine ganzheitliche Herangehens-
weise an die Seniorengesundheit.

Es wird Stress erläutert und indi-
viduelle Bewältigungsstrategien 
entwickelt. Der zweite Teil fo-
kussiert auf die speziellen Ernäh-
rungsbedürfnisse von Senioren, 
beinhaltet eine gesunde Ernäh-
rungsdiskussion und viele hilfrei-
che Tipps für die Umsetzung im 
Alltag. Der dritte Teil betont die 
Bedeutung von Bewegung im 
Alter, stellt seniorengerechte Be-
wegungsprogramme vor und er-
möglicht praktische Übungen. 
Abschließend widmet sich Teil 4 
der Stressreduktion durch ver-
schiedene Entspannungstechni-
ken, mit praktischer Anwendung 
und der Erstellung individueller 
Entspannungspläne im Fokus. 
Das Seminar bietet eine umfas-
sende Herangehensweise zur 
Förderung der Seniorengesund-
heit durch praxisnahe und inter-
aktive Inhalte.

n

Visualisierung in der  
Konfliktlösung – damit 
alle was davon haben  
(Nr. B181 CH)

	> 10. Juli 2024, 9–12 Uhr
	> Onlineangebot
	> Beitrag für Mitglieder  
20 Euro

Im Konfliktgeschehen verlieren 
die Beteiligten den Überblick, 
wenn sie zu stark betroffen sind. 
Sie sehen dann oft nur ihre eige-
ne Bedürftigkeit und gehen in 
eine angreifende oder eine ver-
teidigende Haltung. 

Visualisierung ist eine hilfreiche 
Methode, die man in der Kon-
fliktmoderation wie auch bei 
sich selbst anwenden kann. Die 

Hilfe besteht darin, von der per-
sönlichen auf die Sachebene zu 
kommen, für die leichter eine 
Lösung gefunden werden kann. 

Im Onlineseminar tauschen die 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer ihre Konflikterfahrungen 
aus. In einem weiteren Schritt 
lernen sie Visualisierungstechni-
ken kennen und üben damit. Sie 
werden erleben, wie sich auch in 
komplizierten Positionen eine 
Tür für den weiterführenden Lö-
sungsprozess öffnet.

n

Keine Sorge vor dem  
Neuen: persönliche  
Entwicklungen und Über­
gänge gewinnbringend 
gestalten 
(Nr. B175 CH)

	> vom 23. bis 24. September 
2024 in Reutlingen 

	> 15 Plätze
	> Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Persönliche Entwicklungen und 
Übergänge wollen aktiv und mit 
offenen Augen betrachtet wer-
den, damit der Boden, auf dem 
Sie stehen nicht zur Rutschbahn 
wird. Häufig geht es darum, wie 
sich berufliche und familiäre 
oder persönliche Wünsche ver-
einbaren lassen. Hinzu kommt 
der Umgang mit Unsicherheiten 
und inneren Blockaden.  

Wir verändern uns ständig, der 
Körper ohnehin, aber auch die 
eigene Haltung gegenüber neu-
en Herausforderungen.

Das Seminar richtet sich an Men-
schen, die vor neuen beruflichen 
Herausforderungen stehen, sich 
beruflich entwickeln oder verän-
dern wollen, oder an Menschen, 
die vor einem neuen Lebensab-
schnitt stehen und noch nicht 

richtig sehen, wohin es gehen 
kann. 

Es wird mit Methoden aus der 
systemischen Beratung und des 
systemischen Coachings gear-
beitet.

n

Das Nächste kann  
kommen: Resilienz  
steigern, Heraus­
forderungen annehmen   
(Nr. B193 CH)

	> 26. September 2024,  
9–12 Uhr

	> Onlineangebot
	> Beitrag für Mitglieder  
20 Euro

Resilienz bedeutet, widerstands-
fähig durch Krisen und Probleme 
zu kommen. Es geht darum, die 
eigenen Reaktionsmuster in Kri-
sen und Herausforderungen an-
zunehmen und stärkende Wege 
zur Bewältigung zu finden. Resi-
lienz kann man mit Training stei-
gern und stärken. Man weiß, 
dass resiliente Menschen phy-
sisch und psychisch stabiler sind, 
sie sind emotional gesünder und 
weniger anfällig für Überlastung 
und Verzweiflung.

Im Onlinekurzseminar lernen die 
Teilnehmer/innen welche Reak
tionsmuster sie in Problemen 
steuern und wie sie dahin gelan-
gen können, gestärkt auf weite-
re schwierige Situationen zuzu-
gehen. Dazu helfen kurze 
Trainingsinputs und Übungen.

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hin-
aus bieten wir auch die Möglich-
keit, über „Voucher“ Seminare 
der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro-
gramms der dbb akademie teil-
zunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. 

Mit diesem Angebot wollen wir 
unseren Mitgliedern die Mög-
lichkeit einräumen, zu einem 
vergünstigten Seminarbeitrag 
von dem vielseitigen Seminar
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen.

Für Seminare mit politischem 
Inhalt wird bei der Bundeszen
trale für politische Bildung die 
Anerkennung als förderungs-
würdig im Sinne der Vorschriften 
über Sonderurlaub für Beamte 
und Richter im Bundesdienst be-
antragt, sodass auch Sonderur-
laub nach den landesrechtlichen 
Vorschriften gewährt werden 
kann.

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Semi-
narbeitrag beträgt bei Nichtmit-
gliedern das Doppelte des ausge-
wiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent-
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung 
bei der dbb Akademie ist nicht 
möglich. Anmeldeformulare so-
wie unser Seminarprogramm 
finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Seminare, die 
die Mindestteilnehmerzahl nicht 
erreichen, werden spätestens 
vier Wochen vor dem geplanten 
Seminartermin abgesagt. Daher 
empfehlen wir, sich zeitnah für 
die gewünschten Seminare an-
zumelden. 
 
Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina-
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW – Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte und Tarifbeschäftigte
im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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